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(Nr. 8581.) Vertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Anlegung einer Eiſenbahn von 
Blumenberg nach Staßfurt. Vom 30. September 1878. 

See Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine 5 der 

Herzog von Anhalt, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen 

zwiſchen den beiderſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben behufs einer 

hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Carl Siegmund 
Urſinus, 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt 
Höchſtihren Regierungs⸗Präſidenten Friedrich Auguſt Oelze, 
welche unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Anhaltiſche Regierung ſind 
übereingekommen, eine Eiſenbahn von Blumenberg über Egeln längs des rechten 
Bodeufers nach Staßfurt zuzulaſſen und zu fördern. Jede Regierung wird für 
Ihr Gebiet die Konzeſſion zum Bau und Betrieb dieſer Bahn der Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft nach Maßgabe dieſes Vertrages ertheilen. 

Artikel II. f 
Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauprojekts innerhalb jedes Staats⸗ 
ebiets erfolgt durch die betreffende Regierung; zu den Bauplänen für die in 
das Hertel Anhaltiſche Gebiet fallende Strecke der Bahn und deren Zubehör 
wird jedoch die Herzoglich Anhaltiſche Regierung vorher Sich der Zuſtimmung 
der Königlich Preußiſchen Re 3 verſichern. 

Die Punkte, wo die Vahn ie beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreiten 
wird, ſollen nöthigenfalls durch deshalb abzuordnende beiderſeitige techniſche Kom⸗ 
miſſarien näher beſtimmt werden. 
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Artikel III. N 
Die Spurweite der zu erbauenden Eiſenbahn ſoll in Uebereinſtimmung 
mit den anſchließenden Bahnen überall gleichmäßig 1,435 m im Lichten der 
Schienen betragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial fo ein- 
gerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über— 


gehen können. 
Artikel IV. 


Die eiſenbahntechniſche Kontrole der Bauausführung und der Unterhaltung, 
ſowie die Kontrole des Betriebes der Bahn wird die Königlich Preußiſche Re— 
gierung durch Ihre Organe auch im Anhaltiſchen Staatsgebiete im Auftrage 
der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung ausüben laſſen. 

Artikel V. 

Die Geſellſchaft ſoll verpflichtet ſein, jederzeit auf Aufforderung der Königlich 

Preußiſchen Regierung ein zweites Geleiſe herzuſtellen und zu betreiben. 
Artikel VI. 

Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahn 1 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen 
iſt, wird jede der Hohen Regierungen für Ihr Gebiet der Geſellſchaft das Expro— 
priationsrecht verleihen. 

Artikel VII. 


Da das Domizil und der Sitz der Centralverwaltung der Magdeburg⸗ 
Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft im Königreich Preußen belegen iſt, ſoll das 
geſetzliche und ſtatutariſche Aufſichtsrecht des Staates in Bezug auf alle Maß⸗ 
nahmen, welche die Verhältniſſe der Geſellſchaft als ſolcher und die Verwaltung 
und den Betrieb ihres Unternehmens im Allgemeinen — z. B. die Abänderung 
der Geſellſchaftsſtatuten, die Erweiterung des Unternehmens, die Emiſſion von 
Prioritäts⸗Obligationen, die Dotirung des Reſerve- und Erneuerungsfonds, den 
Erlaß der zur Ausführung der für die Eiſenbahnen Deutſchlands ſeitens des 
Reichs 2 Reglements ꝛc., insbeſondere des Betriebs- und 8 
Reglements erforderlichen Beſtimmungen — betreffen, lediglich von der Königlich 
Preußiſchen Regierung ausgeübt werden. 

Imgleichen ſoll die Feſtſetzung der Fahrpläne und die Genehmigung der 
Transportpreiſe auch für die auf chen 9 Anhaltiſchem Gebiete belegene Bahn- 
ſtrecke lediglich der Königlich Preußiſchen Regierung zuſtehen. 

Artikel VIII. 

Die mit der Ausübung der Bahnpolizei nach Maßgabe des Bahnpolizei⸗ 
Reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands betrauten, in den verſchiedenen 
Staatsgebieten ſtationirten Beamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung 
bei den kompetenten Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 

Artikel IX. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen 
Staates angeſtellt werden, ſind den Geſetzen dieſes Staates unterworfen, ſcheiden 
aber di aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes nicht aus. 

Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, die auf der Strecke Blumenberg ⸗Staßfurt 
von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit 
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Ausnahme der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den 
mit Civilanſtellungs⸗Berechtigung entlaſſenen Militärs, ſoweit dieſelben das 
35. Lebensjahr nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Artikel X. 

Zu Gunſten der Militär⸗, der Poſt⸗ und der Telegraphenverwaltung iſt 
die Geſellſchaft bezüglich der in Rede ſtehenden Bahnſtrecke zu gleichen Leiſtungen 
verbunden, wie ſolche ihr bezüglich ihrer übrigen Bahnſtrecken obliegen. 

Die im F. 43 des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838 
gan Beſtimmung ſoll auch für den im Anhaltiſchen Staatsgebiete belegenen 

heil der in Rede ſtehenden Bahn Geltung haben. 


Artikel XI. 
a Bezüglich der Beſteuerung finden auch auf die vorbezeichnete Bahnſtrecke 
die Beſtimmungen des Artikels 12 des zwiſchen Preußen und Anhalt vereinbarten 
Staatsvertrages vom 30. Januar 1864 und der Miniſterial⸗Erklärung vom 
55 Oktober 1877 Anwendung. 


Artikel XII. 

Der F. 42 des Preußiſchen Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
vom 3. November 1838, wonach dem Staate vorbehalten iſt, das Eigenthum 
der von ihm konzeſſionirten Privateiſenbahnen mit allem Zubehör nach Ablauf 
von 30 Jahren nach der Betriebseroͤffnung oder auch ſpäter zu erwerben, wird 
von der Herzoglich Anhaltiſchen 8 auch für die im Anhaltiſchen Gebiete 
belegene, in Rede ſtehende Bahnſtrecke nebſt allem Zubehör in Kraft geſetzt. 

Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verzichtet indeſſen zu Gunſten der 
Königlich Preußiſchen Regierung auf die eigene Ausübung dieſes Ankaufsrechts 
und tritt daſſelbe hierdurch an die Königlich Preußiſche Regierung ab. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche Regierung ſchon früher das 
Eigenthum jener Bahnſtrecke ſollte erwerben, oder den Betrieb derſelben follte 
übernehmen wollen, erklärt die eroglich Anhaltiſche Regierung ſchon hierdurch 
Ihre Zuſtimmung zu dieſer Maßregel. 

Artikel XIII. 8 

Dieſer . ſoll zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und die 
Auswechſelung der darüber ausgefertigten Urkunden in Berlin bewirkt werden. 


So geſchehen Berlin, den 30. September 1878. 


Carl Urſinus. Auguſt Oelze. 
0 (L. S.) (L. S.) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Matifikations,- Urkunden hat, ſtattaefunden l 
Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


f Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


J) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Oktober 1878 wegen Ausgabe auf 
den Inhaber lautender Obligationen der Reſidenzſtadt Caſſel im Betrage 
von 5 300 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Caſſel Nr. 67 S. 319 bis 321, ausgegeben den 6. November 1878, 


2) der unterm 4. Oktober 1878 Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem 
das Schleuſengeld für die Benutzung der Schiffsſchleuſe bei Hackenberg 
in der öffentlichen Schifffahrtsſtraße vom Ruppiner Kanal nach Fehrbellin 
u erheben ift, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 

r. 45 S. 345, ausgegeben den 8. November 1878; 


3) der unterm 10. Oktober 1878 Allerhöchſt vollzogene Tarif, nach welchem 
das Schleuſengeld für die Benutzung der Schiffsſchleuſe in dem als 
öffentliche Schifffahrtsſtraße ausgebauten Theile des ſogenannten Schwarzen 
Grabens im Rhinluche bis auf Weiteres zu erheben iſt, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 46 S. 358, ausgegeben 
den 15. November 1878, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Oktober 1878, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der auf Grund des Privilegiums vom 21. Auguſt 1871 
90 5 Prioritäts⸗Obligationen der Märkiſch-Poſener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft im Betrage von 3 000 000 Mark von fünf auf viereinhalb Pro⸗ 

zent, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Frankfurt a. d. O. Nr. 45 S. 351, aus⸗ 
gegeben den 6. November 1878, 

der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 44 S. 307, ausgegeben den 
2. November 1878, ; 

der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 45 S. 359, ausgegeben den 
6. November 1878, i 


der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Oktober 1878, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Bolkenhain bezüglich der Ei Aus: 
bau einer Kreischauffee von der Bolkenhain⸗Landeshuter Straße bei 
Merzdorf bis zur Schule in Ruhbank erforderlichen . durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 45 S. 313/14, 
ausgegeben den 9. November 1878. 


a 
— 
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Redigirt im Büreau des Staats- Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober» Hofbuchdruderei (unter Reichsverwaltung), 
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